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A. CONTOSO DEUTSCHLAND (0 30) 5 55 01 01 

 

Guten Tag, 

als ich am Freitag der vergangenen  

Sitzungswoche nach Hause fuhr, traf 

ich einen ehemaligen Abgeordneten 

der CDU. Er schüttelte nur mit dem 

Kopf, als wir über die Turbulenzen der 

vergangenen Wochen sprachen.  

α5ŜǊ Ƙŀǘ ǎƛŜ ƴƛŎƘǘ ƳŜƘǊ ŀƭƭŜάΣ ƳŜƛƴǘŜ ŜǊ 

mit Blick auf den CSU-Vorsitzenden. 

Dem würde ich nicht widersprechen. 

Seehofer und die CSU haben aus  

durchsichtigen Motiven das Land in 

eine schwere Regierungskrise  

gebracht. Ohne Not und ohne Konzept. 

Ohne Rücksicht auf Verluste wurde 

nicht nur die Schwesterpartei CDU 

bloßgestellt. Vor allem Seehofer hat 

versucht, trumpsche Ideen zum  

bestimmenden Motiv deutscher Politik 

zu maŎƘŜƴΥ α.ŀȅŜǊƴ ŦƛǊǎǘάΦ 5ƛŜ [ŀƴŘπ

tagswahl in Bayern ist ein treibendes 

Motiv der CSUler, ihre Strategie scheint 

aber nicht aufzugehen. 

Ausgabe 38 (07/2018) 

Natürlich braucht es Ordnung in der  

Zuwanderungspolitik. Seit mehr als 

zehn Jahren stellt allerdings die Union 

ŘŜƴ LƴƴŜƴƳƛƴƛǎǘŜǊΧ 

Dass die Koalition den Irrlauf aus  

Bayern überstanden hat, ist vor allem 

ein Verdienst der SPD. Sie hat zurecht 

darauf hingewiesen, dass doch  

bitteschön erstmal die Arbeitsaufträge 

aus dem Koalitionsvertrag abgearbei-

tet werden sollten, bevor neue  

Symbolthemen in den Vordergrund  

gerückt werden. Mit einem 5-Punkte-

Papier hat der Parteivorstand  

einstimmig die Position der SPD zur  

aktuellen Zuwanderungsdebatte  

beschrieben. Eine Position, die charak-

terisiert wird von der Forderung nach 

Ordnung und dem Grundgedanken der 

Empathie gegenüber Flüchtlingen. Und 

vor allem: Ohne europäische Lösungen 

gibt es keine Lösung! 

Aber es gibt noch jede Menge anderer 

Themen, die Menschen in diesem Land 

betreffen. Um einige davon geht es in 

diesem Newsletter. 

 
 
 

 

 

 

 

 

https://www.spd.de/fileadmin/user_upload/180702_SPD_Fluchtmigration_FinaloAE.pdf
https://www.spd.de/fileadmin/user_upload/180702_SPD_Fluchtmigration_FinaloAE.pdf


 

 

Kapschack Direkt Seite 2 von 10 

 

 

 

 

  

Brückenteilzeit ɀ jetzt!  

Es gibt Situationen im Leben, da ist der Job eher 

zweitrangig. Der Grund dafür kann individuell  

unterschiedlich sein. Für Elternzeit und Pflege von 

Angehörigen haben Beschäftigte jetzt schon die 

rechtliche Grundlage vorrübergehend die  

Arbeitszeit zu reduzieren. Das ist uns nicht genug. 

Mit der Brückenteilzeit werden wir ein Recht auf 

Teilzeit, für die kein konkreter Grund vorliegen 

muss, und das zusätzliche Recht in  

Vollzeit auf diese Stelle zurückzukehren schaffen. 

Menschen sollen frei entscheiden können, worauf 

sie zu welcher Zeit in ihrem Leben den Fokus legen. 

Wir wollen ihnen Brücken bauen ς ins Ehrenamt,  

in die Weiterbildung, in die Verwirklichung eigener 

Ziele und zurück. Durch die Einführung der  

Brückenteilzeit schaffen wir Arbeitszeitflexibilität 

und eine größere individuelle Freiheit, ohne dass 

ein Risiko besteht, dass die Teilzeit zur Falle wird. 

Gerade für Frauen ist das ein wichtiger Schritt in 

Richtung Gleichstellung und gegen Altersarmut. 

Es ist heute schon vollkommen klar, dass sich  

α!ǊōŜƛǘά ƎŜǿŀƴŘŜƭǘ Ƙŀǘ ǳƴŘ ǿŜƛǘŜǊ ǿŀƴŘŜƭƴ ǿƛǊŘΦ 

Darauf muss Politik reagieren. Die Brückenteilzeit 

ist ein Baustein bei der Umgestaltung  der Arbeits-

welt, ohne dass ein festgelegter Anlass wie  

Eltern- oder Pflegezeit vorliegen muss. 

Laut Mikrozensus 2016 arbeiten rund 51% der 

Frauen und nur rund 12% der Männer in Teilzeit. 

1,8 Millionen Teilzeitbeschäftigte wollen mehr  

arbeiten. Durch den neuen Rechtsanspruch wird 

das bestehende Teilzeitgesetz ausgebaut.  

Das Gesetz gilt für Betriebe, die mehr als 45 Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigen.  

In diesen Unternehmen können Arbeitnehmer  

einen Antrag stellen, die vertraglich vereinbarte  

Arbeitszeit in einem Zeitraum von ein bis fünf  

Jahren zu verringern. Der Antragsteller muss länger 

als sechs Monate beschäftigt sein und den Antrag 

mindestens drei Monate vor Beginn der gewünsch-

ten Verringerung in Textform einreichen. Natürlich 

dürfen der Verringerung keine betrieblichen 

Gründe entgegenstehen. Betriebe mit einer  

Personalstärke von 45 bis 200 Beschäftigten haben 

darüber hinaus eine besondere Zumutbarkeits-

grenze und müssen nur einer Person pro 15  

Beschäftigte den Anspruch auf Brückenteilzeit  

gewähren. 

 

Das Arbeits- und Sozialministerium unter Hubertus Heil war 

bei der Einführung der Brückenteilzeit federführend. 
Bild/Freisteller: Susie Knoll  

Zum Auffangen des freigewordenen Arbeitsvolu-

mens sollen Menschen, die innerhalb des  

Unternehmens bereits in Teilzeit arbeiten und ihre 

Stundenzahl erhöhen möchten, bei entsprechen-

der Qualifikation bevorzugt berücksichtigt werden. 

So ermöglichen wir Menschen, die es wollen, mehr 

individuelle Freiheit und anderen, die es wollen,  

geben wir die Chance die Teilzeitfalle zu verlassen. 

So soll auch verhindert werden, dass sich die  

Brückenteilzeit durch Arbeitsverdichtung negativ 

auf die Gesamtbelegschaft auswirkt. Das schafft 

mehr Freiheit, mehr Gerechtigkeit und mehr  

Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt. 
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Der Mindestlohn steigt  
Die Mindestlohnkommission hat einen Anstieg der 

ŘŜǳǘǎŎƘŜƴ [ƻƘƴǳƴǘŜǊƎǊŜƴȊŜ Ǿƻƴ ŘŜǊȊŜƛǘ уΣупϵ ǇǊƻ 

{ǘǳƴŘŜ ŀǳŦ фΣмфϵ ȊǳƳ мΦ WŀƴǳŀǊ нлмф ǳƴŘ ƛƴ ŜƛƴŜƳ 

ȊǿŜƛǘŜƴ {ŎƘǊƛǘǘ ŀǳŦ фΣорϵ ȊǳƳ мΦ WŀƴǳŀǊ нлнл  

vorgeschlagen. Das macht unter dem Strich eine  

Erhöhung von gut 5% verteilt auf zwei Jahre. 

Der Mindestlohn ist und bleibt eine Lohnunter-

grenze, er ist kein guter Lohn. Natürlich kann man 

mit dem Mindestlohn z.B. keine gute Rente  

erreichen. Aber der erst 2015 eingeführte  

Mindestlohn stellt  für viele Menschen den besten 

Lohn mit der stärksten Steigerungsrate dar, den sie 

bisher bekommen haben. 

All diejenigen, die über Jahre den Mindestlohn mit 

dem Untergang Deutschlands als Industriestandort 

gleichgesetzt haben, wurden eines Besseren  

belehrt. Der Mindestlohn ς auch wenn er deutlich 

höher sein könnte ς ist eine sozialpolitische Erfolgs-

geschichte, die Arbeit wieder einen gewissen Wert 

und  Menschen wieder  Anerkennung gibt. 

Um gute Arbeit und faire Löhne zu garantieren, 

brauchen wir wieder eine stärkere Tarifbindung. 

Dafür haben wir in Berlin zwar schon einiges auf 

den Weg gebracht, aber da sehe ich noch deutlich 

Luft nach oben.  

Die Stärke der Gewerkschaften basiert nicht zuletzt 

auf der Anzahl ihrer Mitglieder. Jeder kann durch 

Eintritt  in die Gewerkschaften deren Kampf um 

faire Löhne unterstützen.  

Der Mindestlohn ist ein wichtiges Instrument,  

um sittenwidrige Löhne und massive Ausbeutung 

zu verhindern. Aber gut bezahlte Arbeit geht  

dauerhaft nur über hohe Tarifbindung und starke 

Gewerkschaften.  

 

Mehr Geld für bezahlbare Wohnungen  
Mit den Beschlüssen der großen Koalition zur  

Wohnungspolitik ist der Weg frei für mehr  

Sozialwohnungen ς auch im Ruhrgebiet.  

Die SPD konnte für den sozialen Wohnungsbau und 

die Städtebauförderung zusätzliche Gelder  

herausholen. Die Mittel für die Förderung des  

sozialen Wohnungsbaus werden 2019 um weitere 

500 Mio. Euro erhöht, zusätzlich zu  bis 2021 bereits 

vereinbarten 2 Mrd. Euro. Der Städtebauförderung 

werden für 2019/2020 zudem 50 Mio. Euro zusätz-

lich pro Jahr im Vergleich zu den ursprünglichen  

Eckwerten des Bundeshaushalts zur Verfügung  

gestellt.  

Das Baukindergeld wird auf den Zeitraum vom  

1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2020  

begrenzt. Wie im Koalitionsvertrag vereinbart,  

wird die Höhe des Baukindergeldes 1.200 Euro je 

Kind und Jahr betragen und für einen Zeitraum von 

zehn Jahren gewährt. Das Baukindergeld orientiert 

sich damit nicht an einer bestimmten Wohnungs-

größe und es gilt eine weniger bürokratische  

Einkommensgrenze von 75.000 Euro zu versteuern-

dem Einkommen pro Jahr zuzüglich 15.000 Euro 

pro Kind. 

 

Ulli Nissen ist in der SPD-Bundestagsfraktion Expertin für  

den sozialen Wohnungsbau. 
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Der Soziale Arbeitsmarkt kommt  

Menschen, die lange arbeitslos sind, wieder eine 

Chance geben und Teilhabe ermöglichen: Das sind 

ŘƛŜ ½ƛŜƭŜ ŘŜǎ α{ƻȊƛŀƭŜƴ !ǊōŜƛǘǎƳŀǊƪǘŜǎάΦ 5ƛŜ {t5 

wird für 150.000 langzeitarbeitslose Frauen und 

Männer staatlich geförderte Arbeitsplätze  

schaffen. Ich bin derzeit unterwegs in meinem 

Wahlkreis und besuche Träger und Betriebe, die 

bereits jetzt solche Arbeitsplätze schaffen. 

Seit 2015 gibt es das Programm α{ƻȊƛŀƭŜ ¢ŜƛƭƘŀōŜάΦ 

Gefördert werden etwa 20.000 Plätze. Die Träger 

sind bunt gemischt: von Vereinen über  

Verwaltungen bis zu Betrieben, vom LWL Industrie-

museum in Hattingen über die Lichtburg in Wetter 

bis zum Muttental-Verein in Witten. Das Programm 

läuft bald aus. Jetzt soll endlich ein unbefristetes  

Instrument eingeführt werden, das von jedem  

Jobcenter genutzt werden kann. Gefördert werden 

kann nach den bisherigen Plänen des Arbeitsminis-

ters bis zu einer Dauer von fünf Jahren. Das ist ein 

Riesenfortschritt. 

Meine Besuche beim Industriemuseum und bei der 

Lichtburg haben mir gezeigt, wie wichtig ein  

Sozialer Arbeitsmarkt ist für Menschen, die lange 

arbeitslos sind. Allein bei uns im Ennepe-Ruhr-Kreis 

haben etwa 4200 Frauen und Männer länger  

als ein Jahr keine Arbeit. Sie gelten als  

langzeitarbeitslos. 

Bei der Lichtburg in Wetter zum Beispiel arbeiten 

zwei Mitarbeiter, die für einen reibungslosen  

Ablauf der Aufführungen sorgen ς Arbeit, die ohne 

sie nur schwer gemacht werden könnte, wenn 

überhaupt: vom Aufbau der Bühne über die  

Beschriftung der Sitzreihen bis zu Catering- 

Aufgaben. Für mich war es toll zu sehen, dass beide 

ihre Arbeit gerne machen.  

Das Beispiel Lichtburg zeigt: Der Staat kann durch 

öffentliche Förderungen Menschen, die sonst 

wahrscheinlich nur sehr schwer einen Arbeitsplatz 

finden würden, neue Chancen schaffen und  

gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen.  

Und andere Menschen verlieren ihren Arbeitsplatz 

nicht ς ein echter Mehrwert. Übrigens auch für  

Träger wie die Lichtburg: Dort kann man sich die  

Arbeit ohne die beiden (mittlerweile nicht mehr 

ganz so neuen) Mitarbeiter fast nicht mehr  

vorstellen. 

 

Bei der Lichtburg in Wetter. 

Daraus ergeben sich natürlich eine Reihe von  

Fragen, die wir im Gesetzgebungsverfahren klären 

müssen, damit der soziale Arbeitsmarkt auch  

wirklich zum Erfolg wird: zum Beispiel, ob Teilneh-

ƳŜǊ ŘŜǊ α{ƻȊƛŀƭŜƴ ¢ŜƛƭƘŀōŜά ŘƛǊŜƪǘ ƛƴ ŘŜƴ ƴŜǳŜƴ  

sozialen Arbeitsmarkt übergehen können oder 

nicht. Ich finde: Es wäre sehr sinnvoll, wenn die 

Teilnehmer ς wie zum Beispiel die Mitarbeiter in 

der Lichtburg ς die Chance auf eine Weiterbeschäf-

tigung hätten. Wenn nicht, würden sie direkt  

wieder aus ihrem neuen Arbeitsplatz  

herausgerissen ς das wäre kontraproduktiv. 

In den nächsten Wochen werde ich weitere  

Gespräche führen: zum Beispiel mit der AWO,  

der Volkshochschule Witten/Wetter/Herdecke, 

dem Muttental-Verein, dem Haus im Park  

(eine Anlaufstelle für Drogenabhängige in Witten) 

und der Wittener Projektfabrik, die langzeitarbeits-

lose Jugendliche über künstlerische Projekte  

wieder an den Arbeitsmarkt heranführt.  

Das Motto von allen: neue Chancen ermöglichen. 
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Wer am Ende des Monats kein Geld mehr für die 

Stromrechnung hat oder beim Energieversorger 

schon in den roten Zahlen steckt, kann schnell vor 

einem riesigen Problem stehen: Strom und Wasser 

werden abgestellt, Kühlschrank und Heizung liegen 

lahm. Gerade im Winter ist immer wieder von  

Menschen zu lesen, die in der Kälte ausharren  

ƳǸǎǎŜƴΦ !ōŜǊ α9ƴŜǊƎƛŜŀǊƳǳǘά ƛǎǘ ƛƴ ƧŜŘŜǊ WŀƘǊŜǎȊŜƛǘ 

ein Problem. 

Zu diesem Thema habe ich mich kürzlich mit der 

Verbraucherzentrale Witten ausgetauscht:  

An einem Tag habe ich in der Zweigstelle am  

Hauptbahnhof bei Beratungsgesprächen über die 

{ŎƘǳƭǘŜǊ ƎŜǎŎƘŀǳǘΣ ǳƳ ŘƛǊŜƪǘ ǳƴŘ αǳƴƎŜǎŎƘƳƛƴƪǘά 

Ȋǳ ŜǊŦŀƘǊŜƴΣ ǿŀǎ ƘƛƴǘŜǊ α9ƴŜǊƎƛŜŀǊƳǳǘά ǎǘŜŎƪǘΦ  

Die Gründe, warum Haushalte ihre Rechnungen 

nicht bezahlen bzw. bezahlen können, sind  

vielfältig: Es fängt bei einer anhaltenden Krankheit 

an, geht über unerwartete Lebensereignisse in der 

Familie und hört auf bei Sprach- und Verständnis-

problemen. Wieder andere haben vorher schon 

Schulden angehäuft. Hier leisten etwa die Verbrau-

cherzentralen, Wohlfahrtsverbände oder  

Schuldnerberatungen gute Arbeit. 

5ŀǎǎ α9ƴŜǊƎƛŜŀǊƳǳǘά ōŜƛƭŜƛōŜ ƪŜƛƴ ƪƭŜƛƴŜǎ tǊƻōƭŜƳ 

ist, zeigen die Zahlen: Der Energieversorger AVU 

etwa drehte 2017 pro Tag im Schnitt viermal Strom, 

Gas oder Wasser ab ς insgesamt rund 1.500 Mal.  

Die Stadtwerke Witten drehten 2017 pro Tag im 

Schnitt zweimal den Strom ab ς insgesamt 714 Mal. 

Allein im ersten Quartal dieses Jahres suchten 38 

Betroffene Rat bei der Verbraucherzentrale am 

Wittener Hauptbahnhof, neben Ennepetal die 

zweite Anlaufstelle im Ennepe-Ruhr-Kreis. 

Die Frage ist: Wie kann man Betroffene  

unterstützen? Mehr als die Hälfte der  

Ratsuchenden in Witten erhält Arbeitslosengeld II 

(Alg II). Für sie wäre es schon eine wesentliche  

Entlastung, wenn die Jobcenter Stromkostenstei-

gerungen übernehmen würden. Das ist leider nicht 

überall der Fall. Oft bleiben die Leute auf den  

Kostensteigerungen sitzen ς das ist quasi eine  

Kürzung von Alg II. Stromrechnungen werden nicht 

vom Jobcenter übernommen. Bezieher der  

ǎƻƎŜƴŀƴƴǘŜƴ αIŀǊǘȊ L±ά-Leistungen müssen diese 

aus dem normalen Regelsatz begleichen, in dem 

ŜƛƴŜ α{ǘǊƻƳǇŀǳǎŎƘŀƭŜά Ǿƻƴ Ŝǘǿŀ ор 9ǳǊƻ ǾŜǊŀƴπ

schlagt ist. Mit diesem Geld kommen viele aber  

angesichts der steigenden Strompreise nicht aus. 

Wichtig wäre zudem eine bessere Abstimmung  

zwischen Jobcentern und Energieversorgern.  

Viele Betroffene wissen gar nicht, dass Jobcenter 

Darlehen vergeben können ς und auch von vielen 

Energieversorgern wird diese Information nicht 

weitergegeben. Hier wäre eine transparente  

Informationspolitik im Sinne der Verbraucherinnen 

und Verbraucher wünschenswert.  

 

Energiearmut  
 

50/50 beim Krankenkassenbeitrag  

Ab Anfang 2019 zahlen Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer wieder den gleichen Krankenkassenbeitrag. 

Hiermit haben wir ein zentrales Wahlversprechen 

umgesetzt; Parität bei den gesetzlichen  

Krankenkassenbeiträgen steht für  Gerechtigkeit. 

Für Arbeitnehmer bedeutet das eine Entlastung 

von 0,5 Prozent ihres Bruttoeinkommens ς bei  

einem Durchschnittseinkommen (ca. 3.000 Euro) 

sind das etwa 180 Euro mehr im Jahr in der Tasche.  

Von der Neuregelung profitieren zudem  

Rentnerinnen und Rentner, denn ihr Zusatzbeitrag 

wird zur Hälfte durch die Deutsche  

Rentenversicherung übernommen. 
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Eine-für -Alle -Klage stärkt Verbraucher  

Der Bundestag hat den Gesetzentwurf zur  

sog. Musterfeststellungsklage beschlossen  

(Drs. 19/2507). Damit tritt das Gesetz wie geplant 

zum 1. November 2018 in Kraft und z.B. im  

Dieselskandal getäuschte Autokäufer können  

klagen, bevor die Verjährung von Schadensersatz-

ansprüchen eintritt. 

Mit der Musterfeststellungsklage ist ein Meilen-

stein für den Verbraucherschutz beschlossen  

worden. Verbraucher können sich kostenlos zu  

einem Musterverfahren anmelden und so die  

Voraussetzungen ihrer Ansprüche durch Einrich-

tungen wie die Verbraucherzentrale feststellen  

lassen. Erstinstanzlich wird das jeweilige Oberlan-

desgericht zuständig sein. Sollten mehrere Muster-

klagen zum gleichen Fall eingereicht werden, kann 

das Gericht diese zu einem Verfahren verbinden.  

Geht das Musterverfahren zugunsten des  

Verbrauchers aus, kann er oder sie mit diesem für 

ihn günstigen Prozessergebnis seinen Schaden ein-

klagen. So bekommt Recht, wer Recht hat, und das 

schnell und ohne Kostenrisiko. 

 

Pflegeberufe müssen attraktiver werden  
Es ist fünf nach zwölf in der Pflege: Die Zahl der 

Pflegebedürftigen im Ennepe-Ruhr-Kreis steigt bis 

2030 deutlich auf rund 13.000 an, etwa zwei Drittel 

mehr Personal ist nötig. Mit der Verabschiedung 

der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung in der 

Pflege haben wir nun einen wichtigen Schritt ge-

macht, damit Pflegeberufe deutlich attraktiver 

werden und wir mehr Frauen und Männer für die 

Arbeit mit Kranken und Alten gewinnen können. 

Bereits im vergangenen Jahr hatte der Deutsche 

Bundestag die Pflegeausbildung neu geordnet:  

In den ersten beiden Jahren gibt es ab 1. Januar 

2020 eine allgemeine Pflegeausbildung, im dritten 

Jahr kann man sich spezialisieren. Durch die nun 

ǾŜǊŀōǎŎƘƛŜŘŜǘŜ α!ǳǎōƛƭŘǳƴƎǎ- und Prüfungsverord-

ƴǳƴƎά ǿƛǊŘ ŘƛŜ ¦ƳǎŜǘȊǳƴƎ ŘǳǊŎƘ ŘƛŜ {ŎƘǳƭǘǊŅƎŜǊ 

und Ausbildungsbetriebe vor Ort geregelt.  

Mit der Ausbildungsreform wollen wir nicht nur 

mehr Pflegefachkräfte gewinnen, sondern auch die 

ungerechten Gehaltsunterschiede zwischen  

Alten- und Krankenpflege ausgleichen.  

Außerdem wird endlich bundesweit das Schulgeld 

abgeschafft. Der Pflegeberuf wird insgesamt  

deutlich aufgewertet, attraktiver und besser auf 

künftige Herausforderungen ausgerichtet. 

 

Heike Baehrens aus Göppingen kümmert sich in der SPD-

Bundestagsfraktion um Pflegepolitik.  

Bild: Susi Knoll 

Wichtig ist auch ein Tarifvertrag für den Bereich, 

damit Billiganbieter nicht auf Kosten der Beschäf-

tigten Druck auf seriöse Träger wir AWO, Caritas 

und Diakonie ausüben können. Es müssen gleiche 

Regeln für alle gelten, auch bei der Bezahlung der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir sind dran! 

 

https://www.bundestag.de/blob/558300/302b8f8acec06030e6f5d3cb5bd8874b/gesetzentwurf-koa-data.pdf
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Kompromiss zur Familienzusammenführung  
Der Bundestag hat ein Gesetz zur Neuregelung des 

Familiennachzugs beschlossen (Drs. 19/2438, 

19/2702). Betroffen ist die Gruppe der sog.  

αǎǳōǎƛŘƛŅǊ DŜǎŎƘǸǘȊǘŜƴάΣ ŘŀōŜƛ ƘŀƴŘŜƭǘ Ŝǎ ǎƛŎƘ ǾƻǊ 

allem um Bürgerkriegsflüchtlinge aus Syrien. Nun 

dürfen monatlich 1.000 Ehepartner und  

minderjährige Kindern sowie Eltern von minderjäh-

rigen Kindern, die bereits in Deutschland leben, 

nachziehen. Seit März 2016 war diese Familienzu-

sammenführung nicht mehr möglich. Ich hatte der 

Aussetzung der Familienzusammenführung vor 

zwei Jahren nicht zugestimmt. Für mich war damals 

wie heute klar, dass Geflüchtete sich besser auf ihre 

Integration konzentrieren können, wenn sie sich 

nicht die ganze Zeit um die zurückgelassene Familie 

Sorgen machen müssen. Mit dem Gesetz wurde ein 

Kompromiss mit der Union umgesetzt.  

Nach wie vor gibt es für eine umfassendere Famili-

enzusammenführung im Bundestag leider keine 

Mehrheiten. 

 

Parteienfinanzierung  

Neben dem Asylstreit hat in den vergangenen  

Wochen die Änderung des Parteiengesetzes für 

viele Diskussionen und Unverständnis gesorgt, wie 

viele Zuschriften gezeigt haben. Ich kann  

verstehen, dass das Vorgehen der SPD bei diesem 

Thema nicht gut angekommen ist. Denn das Ver-

fahren habe auch ich als schwierig empfunden, zu 

schnell, zu wenig Kommunikation. Inhaltlich kann 

ich das Gesetzesvorhaben jedoch  nachvollziehen. 

Demokratie kostet Geld. Parteien, die für den  

Willensbildungsprozess in einer Demokratie von 

besonderer Bedeutung sind, brauchen Geld,  

um eben diesen voran zu treiben. In Deutschland 

gibt es daher eine staatliche Teilfinanzierung der 

Parteien. Diese dient der Wahrung der Chancen-

gleichheit der Parteien, damit nicht Parteien,  

die hohe Spenden ς etwa von finanzstarken  

Konzernen ς erhalten, im politischen Wettbewerb 

bevorteilt werden. 

Die Kriterien für die staatliche Finanzierung sind im 

Parteiengesetz transparent und nachvollziehbar 

geregelt. Eine Partei bekommt nach § 18 Abs. 5 

PartG maximal die Summe ihrer selbsterwirtschaf-

teten Einnahmen als Parteienfinanzierung.   

Mit der Gesetzesänderung wird auch deshalb die 

bislang geltende absolute Obergrenze für die  

jährlichen staatlichen Zuschüsse von 165 Millionen 

auf 190 Millionen Euro angehoben.  

Es wirkt natürlich immer etwas seltsam, wenn die 

Nutznießer über ihre eigenen finanziellen Mittel 

entscheiden. Aber wer soll das sonst tun,  

wenn nicht der Bundestag? Es ist jedoch auch so, 

dass im Zeitalter der Digitalisierung neue Aufgaben 

auf die Parteien zugekommen sind. Meinungsbil-

dung findet vieler Orts fast ausschließlich digital 

statt. Da müssen die Parteien mitgehen und auch 

neue Angebote schaffen. Außerdem profitieren alle 

Parteien, die im Bundestag vertreten sind, gleicher-

maßen davon. Auch diejenigen, die dagegen  

gestimmt haben. 

Hinzu kommt, dass das Bundesverfassungsgericht 

bereits 1992 festgestellt hatte, dass eine Erhöhung 

der staatlichen Mittel zur Parteienfinanzierung 

dann zulässig ist, wenn sich die Rahmenbedingun-

gen für alle Parteien wesentlich verändern.  

Das ist aufgrund des veränderten Mediennutzungs-

verhaltens der Bürgerinnen und Bürger im Zuge der 

Digitalisierung nun der Fall. 

 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/024/1902438.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/027/1902702.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/partg/__18.html
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Unterwegs  

 

Beim Besuch der Firma Tigges-Zours in Hattingen 

lernte ich einen Hersteller von speziellen Bereichen 

der Orthopädie-Technik kennen. 

Die Firma Gloria in Witten, Spezialist für Haus- und 

Gartengeräte, steht seit Jahren auch für soziales 

Engagement und gibt Jugendlichen mit komplizier-

ten Lebenswegen eine Chance. 

Unterwegs in Sachen Rente: Dieses Mal bei der 

Rentenversicherung in Münster anlässlich der  

Konferenz "Gibt der KoaVertrag die richtigen  

Antworten auf Zukunftsfragen der Rente?". 

Mit der ZWAR-Gruppe (Zwischen Arbeit und  

Ruhestand) aus Herdecke habe ich spannende  

Diskussionen geführt - vom Mindestlohn über die 

Pflege bis zur Rente. 

Spannendes Gespräch zur Rente mit unserer stellv. 

Fraktionsvorsitzenden Katja Mast und Gustav Horn 

vom IMK Wirtschaftsforschungsinstitut. 

Zu Besuch bei der SPD aus Wolfen-Bitterfeld,  
der Partnerstadt von Witten. 


